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Antrag 110/II/2021

KDVMitte

Der Landesparteitag möge beschließen:

Der Bundesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme (Konsens)

Sicherheitskonzept ÖPNV
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Die Berliner Verkehrsgesellschaft, Berliner S-Bahn GmbH

und Deutsche Bahn werden mit einer Erarbeitung und

Umsetzung eines Sicherheitskonzeptes zum verstärkten

Schutz von LGBTIQ* und weiteren von Übergriffen betrof-

fenen Gruppen vor Bedrohungslagen in S- und U-Bahnen,

an Bahnhöfen und in deren Umgebung beauftragt.

Begründung

Berlin beansprucht für sich, eine weltoffene und toleran-

te Stadt zu sein, in der Angehörige sexueller Minderhei-

ten frei leben und sich entfalten können. Allerdings zeigt

sich an den vielen Vorfällen von Homo-, Bi- und Transpho-

bie, und anderen im öffentlichen Raum, dass Berlin die-

sem Anspruch  zu oft nicht gerecht werden kann. Auch

andere vulnerable Gruppen berichten von gewalttätigen

Vorfällen im öffentlichen Raum.

 

Teile der Vorfälle, in denen LGBTIQ* diskriminiert, atta-

ckiert oder gar bedroht und verletzt werden, finden in der

Öffentlichkeit, auch in U-Bahn- und S-Bahnhöfen statt.

So berichtet z.B. das Anti-Gewalt-Projekt Maneo von jähr-

lich hunderten gemeldeten homo-, bi- und transfeindli-

cher Gewalt im öffentlichen und halböffentlichen Raum.

Es wird vielfach keine Anzeige erstattet, man geht von ei-

nem Dunkelfeld von 80 bis 90 Prozent aus.

Aus der queeren Community wird daher seit längerem

der Wunsch laut, dass die Stadt, und gerade der öf-

fentlichen Personennahverkehr für ihre Angehörigen si-

cherer gemacht wird. Ein Vorschlag aus der Communi-

ty selbst besteht in der Einrichtung gewisser Safe Zo-

nes an Bahnhöfen und in Zügen, in welchen verantwort-

liche Diensthabende (Zugführer*innen, Bahnhofsange-

stellte, DB-Sicherheitspersonal) besondere Aufsicht aus-

üben können. Dies beugt einer Überwachungslogik vor,

die Minderheiten instrumentalisiert, um die Überwa-

chung öffentlicher Plätze auszuweiten, schützt jedoch zu-

gleich diese, die sich ansonsten bedroht fühlen.
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